
Seit mehreren Jahren lässt sich eine zunehmende Abschottungspolitik der Europäischen 

Union feststellen. Diese fand ihren Höhepunkt zunächst in der Schließung der Balkanroute, 

über welche viele flüchtende Menschen den Weg nach Europa nahmen {1}. Dann in der 

faktischen Abschaffung der staatlichen Seenotrettung, in der Kriminalisierung ziviler 

Seenotrettung im Mittelmeer {2} sowie zuletzt, und ganz aktuell, in der Grenzschließung der 

griechisch - türkischen Grenze und der gewaltvollen Bereitschaft, diese Grenzschließung 

aufrechtzuerhalten. Hier werden schutzsuchende Menschen am Überqueren der Grenze 

sowie am Stellen eines Asylantrags gehindert. Sie harren nach wie vor an der griechischen 

Grenze aus, ohne Versorgung ohne Unterstützung {3}. Medico International berichtete 

bereits Ende März von Schüssen mit scharfer Munition auf flüchtende Menschen an der 

griechisch - türkischen Grenze durch griechisches Militär. Auch der Versuch, Schlauchboote 

voller Menschen durch die griechische Küstenwache ins Kentern zu bringen sowie Push - 

Backs durch griechische, kroatische Behörden ist ist inzwischen belegt {4}. Rechtsradikale 

Gruppen griffen freiwillige Helfer*innen, NGO Mitarbeiter*innen, Journalist*innen und 

geflüchtete Menschen auf den griechischen Inseln Lesbos und Samos an und hinderten 

diese daran, das Festland zu betreten {5}{5.1}. Alles unter den Augen der griechischen 

Regierung und unter Danksagung der EU - Kommissionspräsidentin Ursula von der Layen 

{6}. Durch den EU - Türkei - Deal und die unterlassen Seenotrettung erreichten immer 

weniger Menschen  das europäische Festland. Jeden Tag sterben im Mittelmeer Menschen, 

es ist ein Massengrab. Der Druck endlich eine Lösung zu finden war und ist zu gering.  Das 

sind massive Verstöße gegen die Menschenrechte. 

Währenddessen werden bereits seit Jahren hunderttausende von Menschen auf diesen 

griechischen Inseln festgehalten. Diese Menschen leben auf engstem Raum ohne die 

Möglichkeit auf einen Asylantrag oder ein Asylverfahren, ohne die Möglichkeit auf 

Weiterreise. Grund ist die gescheiterte EU - Politik. Die Politiker*Innen konnten sich auf 

keinen Verteilungsschlüssel für diese Menschen einigen. Eines dieser Lager ist Moria auf 

Lesbos. Ursprünglich errichtet für ca. 3000 leben hier nun 20.000 Menschen {7}.  
Vor dem Hintergrund der Corona-Pandemie wurden diese Lager nun abgeriegelt. Viele 

NGOs haben die griechischen Inseln verlassen, Freiwillige wurden zurück geschickt. Die 

Menschen innerhalb der Lager werden sich selbst überlassen {8}. Die Evakuierung dieser 

Lager bleibt aus. Die Menschen im Grenzgebiet zwischen Türkei und Griechenland scheinen 

vergessen. Doch diese Menschen können nicht zuhause bleiben, sie können keine 

räumliche Distanz zwischen sich und dem Anderen schaffen, sie können nicht die Hände 

waschen. Sie sind auch durch den Corona-Virus ganz besonders gefährdet, es bedarf 

besonderen Schutz für diese Menschen. Auch das sind massive Verstöße gegen die 

Menschenrechte. 

Seitdem sich die Stadt Tübingen im Jahr 2019 zum Sicheren Hafen erklärt hat ist nichts 

passiert, außer das Herr Palmer einen Brief an das Bundesministerium des Innern, für Bau 

und Heimat verfasste. Das Schlimme daran ist, dass Herr Palmer damit alles umgesetzt hat, 



was der Gemeinderat gefordert und beschlossen hat.  
Die Parteien haben einfach nicht die richtigen Schritte beschlossen und dies, so 
formuliert, dass die tatsächlichen Konsequenzen quasi gegen 0 gehen. Wir finden es ist 
an der Zeit auch unangenehm zu werden und fordern:  
Weg von Selbstprofilierung der Politiker*Innen hin zu konkreten Handlungen unserer 
Stadt. 

Deshalb haben die Seebrücke Tübingen und weitere Organisationen (Bündnis Bleiberecht, 

Gesellschaft Kultur des Friedens, Flüchtlingskreise im Kreis Tübingen, Fluchtpunkte e.V. 

Tübingen, AK Asyl Südstadt, Frauenverband Courage Tübingen) in Zusammenarbeit mit 

einer Gemeinderätin der Stadt Tübingen einen Antrag, der darauf abzielt, der 

Willenserklärung der Universitätsstadt Tübingen zum „Sicheren Hafen“ konkrete 

Maßnahmen folgen zu lassen ( Vorlage 530/2020).  

Keine andere Fraktion wollte diesen Antrag unterstützen. Daraufhin wurde ein neuer 

interfraktionellen Antrag (Vorlage 533/2020)  zum gleichen Thema eingereicht.  

Dabei wäre es durchaus es möglich gewesen, über einzelne Punkte des Antrags (Vorlage 

530/2020)  getrennt abzustimmen. Doch dies stellt für keine der Parteien/Fraktionen eine 

Option dar.  
Dabei ist schön zu erkennen, dass jene Abschnitte, die dauerhafte und weiterreichende 
Maßnahmen die zur strukturellen Veränderung führen würden, durch die Akteur*innen 
der Parteien gestrichen wurden.  Der Antrag besteht letztlich in der Forderung, die 

Aufnahme von 30 Personen, innerhalb bestehender legaler Aufnahmeprogramme, zu 

bewilligen.  

Folgende Forderungen wurden in diesem neuen interfraktionellen Antrag ersatzlos 

gestrichen: 

● Die Stadt Tübingen fordert die Regierung des Bundeslandes Baden-Württemberg auf, ein 

eigenständiges humanitäres Aufnahmeprogramm für Flüchtende gem. § 23 Absatz 1 

AufenthG einzuführen und damit Flüchtenden die legale Einreise nach Deutschland und 

einen legalen Aufenthalt zu ermöglichen. 

● Die Stadt Tübingen fordert die Regierung des Bundeslandes Baden-Württemberg und die 

Bundesregierung auf, im Rahmen des Resettlements gem. § 23 Absatz 4 AufenthG und 

anderen Programmen der legalen Aufnahme von Flüchtenden dauerhaft und verlässlich 

erheblich höhere Aufnahmequoten als bisher zu vereinbaren. Nur so kann Deutschland 

seiner Verantwortung nachkommen, Menschen die Flucht auf gefährlichen illegalisierten 

Wegen ersparen. 

● Zudem setzt sich die Stadt Tübingen über das Land für die Streichung des Satzes 3 des § 23 

Abs. 1 AufenthG ein, wodurch die Zustimmungserfordernis des Bundes für eine 

Flüchtlingsaufnahme entfiele. 



● Die Stadt Tübingen fordert die Einführung einer eigenständigen Norm zur kommunalen 

Aufnahme entsprechend dem § 23 Abs. 1 AufenthG zur eigenständigen Aufnahme durch die 

Länder. 

● Die Stadt Tübingen positioniert sich öffentlich gegen die Kriminalisierung der Seenotrettung 

auf dem Mittelmeer und teilt dies den zuständigen Ministerien mit. 

● Die Stadt Tübingen sorgt für ein langfristiges Ankommen, indem alle notwendigen 

Ressourcen für eine menschenwürdige Versorgung, insbesondere in den Bereichen Wohnen, 

medizinische Versorgung und Bildung, zur Verfügung gestellt werden. 

● Die Stadt Tübingen lässt es nicht zu, dass die weltweite Corona-Pandemie als Ausrede für 

einen Aufnahmestopp genutzt wird und setzt sich mit allen ihr zur Verfügung stehenden 

Mitteln dafür ein, dass diese auch von der Bundespolitik nicht weiter genutzt werden kann.  

Wenn Deutschland Erntehelfer*innen und Tourist*innen aus der ganzen Welt einfliegen 

lassen kann, dann muss dies auch bei schutzbedürftigen Menschen möglich sein. In jeglicher 

Kommunikation bringt die Stadt Tübingen dies zum Ausdruck. 

Problematisch ist daran, 

1. dass der Bund nachwievor die Aufnahme von flüchtenden Menschen blockiert und 

somit innerhalb der bestehenden legalen Aufnahmeprogramme de facto keine 

Menschen nach Deutschland kommen werden  
Das bedeutet, dass die Stadt Tübingen nachwievor nicht handeln muss und sich 

weiterhin auf der Erklärung ausruhen kann, solange, bis die Staaten der 

Europäischen Union sich auf einen Verteilungsschlüssel einigen konnten. Wann dies 

der Fall sein wird, ist nicht abzusehen  

2. wird somit die strukturelle Problemlage, die die Elendslager an den EU-

Außengrenzen überhaupt erst hervorbringt unberührt gelassen 

3. können sämtliche beteiligten Parteien sich nach außen und ihrer Wählerschaft 

gegenüber als engagiert und liberal geben, verschleiern somit also auch, dass sie 

nichts mutiges, bewegendes, veränderndes fordern  

Wieder stellen Parteien nicht die richtigen Forderungen und haben diese so formuliert, 
dass die tatsächlichen Konsequenzen quasi gegen 0 gehen.  

Die Einschätzung, dass der Antragstext, nicht geeignet ist, um als Antrag im Gemeinderat 

eingereicht zu werden, teilen wir nicht. Alle Punkte wurden in mehrere Städten schon 

beschlossen, sind somit rechtlich geprüft und keine aus der Luft gegriffenen Forderungen.  
So wurde der ähnliche Antrag mit quasi denselben Forderungen  in den Stadträten von 

Walldorf {11}, Göttingen {12} bereits eingebracht, beschlossen und dort auch von der Partei 

Die Linke mitgetragen. Auch Berlin hat jeden der von uns geforderten Punkte beschlossen 

{13}.  



Um weitere massive Menschenrechtsverletzungen zu stoppen brauchen wir eine 

Europäische Union, in welcher Menschenrechte universal gültig sind, in welcher 

Menschenrechte nicht nur jenen zugestanden werden, die den vermeintlich richtigen Pass 

haben. Deshalb darf die Wahrung der Menschenrechte keine reine Willensbekundung sein. 

Dazu gehören auch, dass Kommunen sich aktiv und wirksam gegen die massiven 

Menschenrechtsverletzungen, die an den Außengrenzen der Europäischen Union 

geschehen, einsetzen. Dass sie Wege und Mittel finden, sich Menschenrechtsverletzungen 

entgegenzustellen. Die Erklärung und besonders die Umsetzung des “Sicheren Hafens” 

bietet hierfür konkrete Möglichkeiten.   

Ortsgruppe Seebrücke Tübingen  
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